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Rechte von minderjährigen 
Opfern und die Rolle der Polizei 

Wie kann die Polizei dazu beitragen, die Justiz in Österreich kindgerechter zu gestalten? 
Kinder, die Opfer von Gewalt geworden sind, benötigen spezielle Aufmerksamkeit und 
dementsprechende Maßnahmen, um effektiv vor sekundärer und wiederholter Viktimi­
sierung geschützt zu werden. Die Polizei ist in ihrer Funktion als erste Kontaktstelle eine 
zentrale Akteurin, um diesen Schutz sicherzustellen. Der folgende Beitrag diskutiert 
die Rolle der Polizei zur Wahrung der Rechte und Bedürfnisse minderjähriger Opfer. 
Zunächst wird der rechtliche Rahmen der individuellen Begutachtung beschrieben, an­
schließend auf praktische Herausforderungen der Umsetzung eingegangen. Abschließend 
werden anhand der Projektergebnisse konkrete Verbesserungsmöglichkeiten für die poli­
zeiliche Praxis vorgeschlagen. 

1. EINLEITUNG wirft hierbei insbesondere einen Blick auf 
Das Strafverfahren orientiert sich an der die Rolle und Aufgaben der Polizei im Um­
Klärung des Delikts und an der Bestrafung gang mit minderjährigen Opfern im Straf­
der Täterin bzw. des Täters. Diese Orien­ verfahren. Im Rahmen des Forschungspro­
tierung darf nicht aus den Augen verlieren, jekts wurde vor allem die Frage diskutiert, 
dass auch die Rechte und Bedürfnisse von wie das spezielle Schutzbedürfnis eines 
Opfern gewahrt werden müssen. Vor allem minderjährigen Opfers in einem konkreten 
Kinder, die Opfer von Gewalt geworden Fall festgestellt werden soll (im folgenden 
sind, benötigen spezielle Aufmerksamkeit Artikel nach dem Wortlaut der EU­Direktive 
und dementsprechende Maßnahmen, um als individuelle Begutachtung bezeichnet) 
effektiv vor sekundärer und wiederholter und ermittelt, welche Kompetenzen und 
Viktimisierung geschützt zu werden. Fähigkeiten die beteiligten Praktikerinnen 
Schlussendlich ist der Opferschutz auch und Praktiker hierfür benötigen. Diese 
für die Wahrheitsfindung essenziell, da Frage wurde zunächst im Rahmen von 
die Aussage des Kindes das zentrale Be­ Forschungsberichten untersucht und an­
weismittel im Strafverfahren ist, das durch schließend in Seminaren partizipativ mit 
kindgerechte Befragung in seiner Evidenz Praktikerinnen und Praktikern diskutiert. 
gestärkt werden kann. Die empirischen Forschungsergebnisse 

Dieser Artikel befasst sich mit den Ergeb­ zeigen, dass Opferrechte in Österreich zwar 
nissen des zweijährigen Forschungspro­ sehr weit entwickelt sind, ihre Systematik 
jekts „Enhancing the Protection of Child jedoch kompliziert ist und die praktische 
Victims of Crime“ (E­PROTECT) und Umsetzung einer Verbesserung bedarf. 
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Im zweiten Kapitel werden das Projekt 
und die verwendeten Forschungsmethoden 
beschrieben. Anschließend widmet sich 
das dritte Kapitel der Entwicklung von 
Opferrechten in Österreich. Das vierte Ka­
pitel beschreibt die Rechte minderjähriger 
Opfer und die Rolle der Polizei, wobei 
zuerst der rechtliche Rahmen der individu­
ellen Begutachtung erläutert (4.1) und 
anschließend auf die praktischen Heraus­
forderungen der Umsetzung eingegangen 
wird. Zudem werden konkrete Verbesse­
rungsmöglichkeiten für die Praxis der in­
dividuellen Begutachtung angeführt (4.2). 
Abschließend fasst das fünfte Kapitel die 
zentralen Forschungsergebnisse für die 
polizeiliche Praxis zusammen. 

2. E-PROTECT: METHODEN UND 
FORSCHUNGSPROJEKT 
E­PROTECT war ein EU­finanziertes 
Forschungsprojekt mit einer Laufzeit von 
August 2017 bis September 2019 mit dem 
Ziel, mehr Bewusstsein für die Rechte von 
minderjährigen Opfern zu schaffen sowie 
den Austausch von Expertinnen und Ex­
perten im Bereich des Opferschutzes zu 
fördern. Im Zentrum des Projekts stand 
die Frage, wie festgestellt wird, auf wel­
che Schutzmaßnahmen ein minderjähriges 
Opfer in einem konkreten Fall Anspruch 
hat. Ein weiterer Fokus des Projekts war es 
herauszufnden, wie die derzeitigen Prak­
tiken verbessert werden können. Fünf EU­
Mitgliedstaaten waren an der Forschung 
beteiligt: Bulgarien, Griechenland, Italien, 
Österreich und Rumänien. In Österreich 
war das private non­profit Forschungs­
institut Vienna Centre for Societal Security 
(VICESSE) für die Projektdurchführung 
verantwortlich. 

Im ersten Jahr wurden insgesamt drei­
zehn Forschungsberichte erstellt. Die ers­
ten elf Studien untersuchten die rechtliche 
Umsetzung der Opferschutz­Richtlinie 
(Richtlinie 2012/29/EU) sowie die prak­

tische Umsetzung der individuellen Be­
gutachtung von minderjährigen Opfern im 
Sinne der Artikel 22 bis 24 Opferschutz­
Richtlinie.1 Die österreichischen Projekt­
berichte basierten auf den Erkenntnissen 
aus Sekundärliteratur sowie aus der empi­
rischen Erhebung von drei Interviews mit 
Expertinnen und Experten. Anschließend 
wurden vergleichende Berichte über die 
rechtliche sowie praktische Umsetzung 
der individuellen Begutachtung erstellt. 
Ziel dieser Studien war es, gemeinsame 
Herausforderungen hervorzuheben sowie 
vielversprechende Praktiken zu identifi­
zieren. Basierend auf diesen Ergebnissen 
wurde ein erster Entwurf einer Methode 
für einen rechtebasierten Ansatz in der in­
dividuellen Beurteilung der Bedürfnisse 
von minderjährigen Opfern entwickelt. 

Im zweiten Jahr des Projektes wurden 
jeweils drei Seminare in allen fünf Part­
nerländern abgehalten. Im Rahmen dieser 
Veranstaltungen wurden die Forschungser­
gebnisse vorgestellt und hierauf aufbauend, 
Herausforderungen und gute Praktiken im 
Bereich des Schutzes minderjähriger Opfer 
gemeinsam mit Praktikerinnen und Prakti­
kern identifziert. Hierfür wurden letztere 
in Kleingruppen eingeteilt und anhand 
eines Fragenkatalogs angeleitet, ein kon­
kretes Fallbeispiel zu besprechen. Die Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer kamen aus 
den Bereichen Opferschutz, Recht, Polizei, 
Psychologie und Medizin. In Österreich 
fanden diese Seminare in Wien, Linz und 
Graz statt. Im Anschluss an die Seminare 
wurde allen Teilnehmerinnen und Teilneh­
mern ein Protokoll, welches die zentralen 
Diskussionspunkte beinhaltete, mit der 
Bitte um Validierung zugeschickt. 

Anhand der Erkenntnisse aus den Se­
minaren sowie aus den Forschungsergeb­
nissen des ersten Projektjahres, wurde 
schließlich eine Methode für einen rechte­
basierten Ansatz in der individuellen Be­
urteilung der Bedürfnisse von minderjäh­
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rigen Opfern entwickelt. Diese Methode 
kann als Leitfaden für den Umgang mit 
minderjährigen Opfern im Sinne einer 
kindgerechten Justiz verstanden werden.2 

Zudem wurden in allen fünf Partnerlän­
dern konkrete Verbesserungsvorschläge 
für den Schutz von minderjährigen Opfern 
im Strafverfahren formuliert. Die Methode 
wurde in Folgeveranstaltungen im Juni und 
Juli 2019 mit Praktikerinnen und Prakti­
kern in Wien, Linz und Graz diskutiert, um 
sie anschließend zu validieren. 

Die Ergebnisse des Forschungsprojekts 
müssen vor dem Hintergrund einiger me­
thodischer Einschränkungen betrachtet 
werden. Einerseits waren keine Richte­
rinnen und Richter bei der Entwicklung der 
Methode und der Verbesserungsvorschläge 
in Österreich beteiligt. Zudem sollte die 
zunehmende Stärkung von Opferrechten 
unter Beachtung der Rechte Beschuldigter 
geschehen, um zu verhindern, dass das 
Recht auf ein faires Verfahren gefährdet 
werden könnte. 

3. EIN ÜBERBLICK: DIE ENT-
WICKLUNG VON OPFER-
RECHTEN IN ÖSTERREICH 
Die gestärkte Stellung von Opfern im Rah­
men des Strafprozesses ist eine rezente 
Entwicklung in Österreich.3 Ein Meilen­
stein im Bereich Opferrechte wurde ins­
besondere durch die Neukodifzierung von 
Teilen der Strafprozessordnung, welche in 
den Jahren 2006 und 2008 in Kraft trat,4 

gelegt5 (vgl. Stangl 2008). Im Zuge dieser 
Reformen erhielten Opfer – neben den Be­
schuldigten und der Staatsanwaltschaft – 
den Status einer selbstständigen Partei im 
Strafverfahren. Zudem wurde Opfern eine 
Reihe von Rechten zugesprochen, die zuvor 
den Angeklagten vorbehalten waren. Hie­
runter fallen etwa das Recht, sich an dem 
Strafverfahren zu beteiligen, das Recht auf 
Schutz und Schonung sowie das Recht auf 
Schadenswiedergutmachung (vgl. Stangl 

2008; Hilf/Anzenberger 2008). Auch das 
integrierte System von psychosozialer und 
juristischer Prozessbegleitung gem. § 66 
Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO) geht 
auf Reformen im Jahr 2006 zurück. Letz­
tere wurde zunächst in Modellprojekten 
entwickelt und schließlich im Januar 2006 
umgesetzt (vgl. Haller/Hofnger 2008). 

Österreich nimmt insbesondere durch 
die Entwicklung der Prozessbegleitung seit 
einigen Jahren eine Vorreiterrolle im Be­
reich des Opferschutzes ein. Das System 
der psychosozialen und juristischen Pro­
zessbegleitung dient anderen Mitglied­
staaten als Inspiration, um ihre eigenen 
Strukturen zu reformieren.6 In Österreich 
ist die psychosoziale Prozessbegleitung 
dafür zuständig, das Opfer im Strafverfah­
ren begleitend zu unterstützen und zu be­
raten und im Zuge dessen, vor allem Kin­
dern und Jugendlichen, die Auswirkungen 
einer Anzeige bei der Polizei bzw. die Be­
deutung eines Gerichtsurteils zu erklären. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind 
im Umgang mit minderjährigen Opfern 
speziell geschult und dafür zuständig, 
psychosoziale Faktoren eines Falles stets 
im Auge zu behalten. Die psychosoziale 
Prozessbegleitung kann ein Opfer zu einer 
Vernehmung als eine Vertrauensperson 
gem. § 206 StPO begleiten (vgl. Fachstelle 
für Prozessbegleitung Kinder und Jugend­
liche 2016), das Opfer jedoch nicht wäh­
rend der Hauptverhandlung vertreten (vgl. 
Amesberger/Haller 2016, 25 f). Diese 
Aufgabe obliegt der juristischen Prozess­
begleitung, welche für die rechtliche Bera­
tung und Vertretung des Opfers zuständig 
ist. Die Aufgabe der juristischen Prozess­
begleitung ist es, sicherzustellen, dass die 
Rechte des Opfers zu jeder Zeit während 
des Strafverfahrens gewahrt werden. Bei 
der psychosozialen und juristischen Pro­
zessbegleitung handelt es sich um ein frei­
williges Angebot. Das bedeutet, dass es 
jedem Opfer freisteht, auch nur einen Teil 
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der Unterstützungsdienste in Anspruch zu 
nehmen. Das übergeordnete Ziel der Im­
plementierung freiwilliger Prozessbeglei­
tung ist es, besonders schutzbedürftigen 
Opfern eine rücksichtsvolle Beteiligung im 
Strafverfahren zu ermöglichen und hiermit 
eine sekundäre Viktimisierung zu verhin­
dern (vgl. Anzenberger 2014, 754 ff). Pro­
zessbegleitung stellt damit eine sehr gute 
österreichweite Praxis dar, um die Rechte 
und Bedürfnisse von minderjährigen Op­
fern zu schützen.7 

Auf Grund der bereits umfangreich aus­
gebauten Strukturen im Opferschutz be­
stand für die rezenten Entwicklungen auf 
EU­Ebene, im speziellen die Opferschutz­
Richtlinie, kein hoher Umsetzungsbedarf 
in Österreich. Die Opferschutz­Richtlinie 
wurde durch das Strafprozessrechtsän­
derungsgesetz I 2016 (StPO­Änderungs­
gesetz) umgesetzt (vgl. Österreichisches 
Parlament 2016), durch welches unter an­
derem die neue Kategorie „Opfer mit be­
sonderen Schutzbedürfnissen“ geschaffen 
und deren Rechte systematisch in § 66a 
Abs. 2 StPO zusammengefasst wurden. 
Darüber hinaus wurde ein zusätzlicher 
Verfahrensgrundsatz aufgestellt, nach dem 
die Kriminalpolizei, die Staatsanwaltschaft 
und das Gericht verpfichtet sind, die be­
sonderen Schutzbedürfnisse der Opfer an­
gemessen zu berücksichtigen (§ 10 Abs. 2 
StPO). Die Forschungsergebnisse von 
E­PROTECT zeigen jedoch auf, dass diese 
Gesetzesnovelle kaum Auswirkungen auf 
die Praxis hatte. 

4. DIE ROLLE DER POLIZEI 
ZUR WAHRUNG DER RECHTE 
MINDERJÄHRIGER OPFER 
In Österreich sind Opferrechte umfassend 
ausgebaut, ihre Systematik ist jedoch äu­
ßerst kompliziert. Einerseits existieren 
Rechte, auf die alle Opfer Anspruch haben – 
wie etwa das Recht, sich an dem Straf­
verfahren zu beteiligen (§ 10 Abs. 1 StPO), 

das Recht auf Schadenswiedergutmachung 
(§ 67 StPO) oder das Recht auf Aktenein­
sicht (§ 68 StPO). Andererseits teilt die 
StPO Opfer in drei Kategorien ein, welche 
insbesondere ausschlaggebend dafür sind, 
ob einem Opfer das Recht auf unentgelt­
liche psychosoziale und juristische Pro­
zessbegleitung gewährt wird.8 Neben dieser 
„Kategorisierung von Opfern“ definiert 
die StPO bestimmte vulnerable Gruppen, 
welchen spezielle Schutzmaßnahmen auf 
Grund ihrer besonderen Vulnerabilität ex 
lege zugesprochen werden. Ein Beispiel 
hierfür sind Opfer, die das vierzehnte Le­
bensjahr noch nicht vollendet haben und 
die in ihrer sexuellen Integrität verletzt 
worden sein könnten. Sie haben jedenfalls 
einen Anspruch auf psychosoziale und 
juristische Prozessbegleitung gem. § 66 
StPO. Letztlich wurde im Zuge des Umset­
zungsprozesses der Opferschutz­Richtlinie 
die neue Opferkategorie „Opfer mit beson­
deren Schutzbedürfnissen“ geschaffen, 
sowie ein Katalog, der alle Rechte enthält, 
auf welche diese Opfergruppe Anspruch 
haben könnte (§ 66a StPO). Ob dieser An­
spruch tatsächlich besteht, wird in jedem 
Fall individuell geprüft. 

Die individuelle Begutachtung passiert 
größtenteils durch die Polizei, da sie in 
den meisten Fällen die erste Kontaktstelle 
sowohl für die Opfer als auch für die mut­
maßliche Täterin bzw. den mutmaßlichen 
Täter ist. Obwohl vor allem Opferschutz­
einrichtungen das Wohl eines minderjäh­
rigen Opfers im Auge haben und dabei 
insbesondere auf die Einhaltung der Rech­
te des Kindes achten, ist die Polizei auf 
Grund ihrer Funktion als erste Kontakt­
stelle eine zentrale Akteurin für den Schutz 
minderjähriger Opfer. Im Folgenden wird 
der rechtliche Rahmen der individuellen 
Begutachtung als praktische Herausforde­
rung in der Umsetzung für Polizistinnen 
und Polizisten diskutiert. 
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4.1 Der rechtliche Rahmen: Die zwei 
Schritte der individuellen Begutachtung 
Die Opferschutz­Richtlinie sieht vor, dass 
eine individuelle Begutachtung von Op­
fern aus zwei Schritten besteht: Zunächst 
muss festgestellt werden, ob eine beson­
dere Schutzbedürftigkeit bei einem Opfer 
vorliegt. Anschließend muss entschieden 
werden, auf welche Schutzmaßnahmen 
ein Opfer Anspruch hat. Dies bedeutet, 
dass, selbst wenn die besondere Schutzbe­
dürftigkeit eines Opfers festgestellt wird, 
nicht automatisch alle Schutzmaßnahmen 
angewendet werden. Welche Schutzmaß­
nahmen zur Anwendung kommen sollen, 
ist im Einzelfall auf Grundlage einer „indi­
viduellen ad hoc­Basis“ festzulegen (vgl. 
Europäische Kommission 2013, 46). Diese 
Zweiteilung der „individuellen Begutach­
tung“ besteht auch in Österreich und wird 
in der Praxis meist von der Polizei vorge­
nommen. 

Der erste Schritt der individuellen Be­
gutachtung ist in Österreich in § 66a 
Abs. 1 StPO geregelt. Demnach haben 
Opfer das Recht auf „eine ehestmögliche 
Beurteilung und Feststellung ihrer beson­
deren Schutzbedürftigkeit nach Maßgabe 
ihres Alters, ihres seelischen und gesund­
heitlichen Zustands sowie der Art und kon­
kreten Umstände der Straftat“. Der Wort­
laut dieser Bestimmung macht deutlich, 
dass bei einem Opfer alle drei Vorausset­
zungen kumulativ vorliegen müssen, um 
von dem Paragrafen erfasst zu sein (vgl. 
Kier 2016).9 Des Weiteren kennt die StPO 
drei Gruppen von Opfern, welche ex lege 
als Opfer mit besonderen Schutzbedürfnis­
sen eingestuft werden (§ 66a Abs. 1 Z. 1–3), 
nämlich Opfer, die 
„1. in ihrer sexuellen Integrität und Selbst­

bestimmung verletzt worden sein 
könnten, 

2. Gewalt in Wohnungen (§ 38a Sicher­
heitspolizeigesetz [SPG]) ausgesetzt 
gewesen sein könnten10, 

3. minderjährig (§ 74 Abs. 1 Z 3 Straf­
gesetzbuch [StGB]) sind“ (§ 66a Abs. 1 
Z 1–3 StPO). 

Minderjährige Opfer gelten daher als 
Opfer mit besonderen Schutzbedürfnis­
sen ex lege im Sinne der Bestimmungen 
der Opferschutz­Richtlinie (Art. 22 Abs. 4 
Opferschutz­Richtlinie). Die Minderjäh­
rigkeit muss im Moment der Wahrnehmung 
eines Rechts vorliegen. Dies ergibt sich 
aus dem Wortlaut der Bestimmung sowie 
dem Zweck der erweiterten Rechte nach 
§ 66a Abs. 2 StPO (vgl. Kier 2016). 

Für den zweiten Schritt der individuellen 
Begutachtung – also der Entscheidung, auf 
welche Schutzmaßnahmen ein Opfer An­
spruch hat – existieren, mit einigen Aus­
nahmen,11 keine rechtlichen Vorschriften 
in der StPO. Aus diesem Grund wurde der 
die individuelle Begutachtung regelnde 
§ 66a StPO bereits in der Begutachtungs­
phase vor allem im Hinblick auf seine 
Praxistauglichkeit kritisiert.12 Expertinnen 
und Experten weisen darauf hin, dass die 
österreichischen Bestimmungen nicht klar 
festlegen, wer die individuelle Beurteilung 
der besonderen Schutzbedürftigkeit von 
Opfern durchführen soll, und ob und auf 
welche Weise qualifzierte Fachleute ein­
bezogen werden sollen (vgl. Nachbaur/ 
Unterlerchner 2016). Tatsächlich enthal­
ten auch die Erläuterungen zum StPO­
Änderungsgesetz keine Information über 
das konkrete Verfahren der individuellen 
Begutachtung (Österreichisches Parlament 
2016). 

4.2 Die Herausforderungen der indivi-
duellen Begutachtung für die Polizei in 
der Praxis 
Als erste Kontaktstelle für Opfer und Be­
schuldigte ist die Polizei größtenteils für 
die individuelle Begutachtung zustän­
dig. Die Durchführung der individuellen 
Begutachtung eines Opfers obliegt der 
Kriminalprävention, deren Hauptfokus 

https://kritisiert.12
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die Gewaltprävention ist. Gewaltpräven­
tion umfasst sowohl Gespräche mit den 
Opfern als auch mit den mutmaßlichen 
Täterinnen und Tätern. Die Aufgabe der 
Polizei ist es, hierbei eine objektive Sicht­
weise einzunehmen, was bedeutet, dass sie 
nicht nur die Perspektive der Opfer eruiert, 
sondern gleichermaßen die Perspektive 
der mutmaßlichen Täterinnen und Täter. 
Der besondere Fokus liegt jedoch darauf, 
das Opfer in einer konkreten Situation zu 
schützen. 

Um minderjährige Opfer angemessen 
schützen zu können – um sie zu stärken so­
wie Beweise zu sichern – bedarf es vieler 
Kompetenzen. Während das Alter des Op­
fers in den meisten Fällen leicht ermittelt 
werden kann, benötigt es spezielles Fach­
wissen und Kompetenzen, um besondere 
Schutzbedürftigkeit zu erkennen und den 
Bedürfnissen des Opfers kindgerecht zu 
begegnen. Dazu bedarf es dementspre­
chender Trainings und Schulungen, um 
Befragungen mit minderjährigen Opfern 
besonders schonend vornehmen zu kön­
nen. Es ist wichtig, dass Kinder nicht nur 
geschützt werden, sondern auch ihre Ent­
wicklungsfähigkeiten, zunehmende Auto­
nomie und ihre individuellen persönlichen 
Ressourcen, wie etwa Resilienz, erkannt 
und in der individuellen Begutachtung 
miteinbezogen werden. Wird nur die Ver­
letzlichkeit des Kindes in den Fokus ge­
rückt, kann sich dies nachteilig auf einen 
Prozess auswirken, der auch die Stärkung 
und Ermächtigung des Kindes zum Ziel 
hat (Guerreiro/Sedletzki 2019, 53 ff). 

Obwohl das Strafverfahren prinzipiell an 
der Klärung des Delikts und an der Bestra­
fung der Täterin bzw. des Täters orientiert 
ist, sind auch Wissen und Kompetenzen 
über die Rechte und spezifschen Bedürf­
nisse von Opfern im Sinne des Opfer­
schutzes wichtig. In der Praxis ist jedoch 
nicht immer sichergestellt, dass die Poli­
zistin bzw. der Polizist, die bzw. der die 

erste Befragung und somit auch die erste 
individuelle Begutachtung durchführt, die 
Qualifikationen und das Wissen besitzt, 
um zunächst besondere Schutzbedürftig­
keit zu erkennen und anschließend den 
Bedürfnissen des Kindes angemessen zu 
begegnen. Unsere Forschungsergebnisse 
zeigen, dass spezifsche Einsatzleitfäden 
für die Durchführung von individuellen 
Begutachtungen zwar existieren, diese je­
doch kaum zur Anwendung kommen. In 
allen Diskussionsrunden wurde von den 
Praktikerinnen und Praktikern betont, 
dass das Handlungswissen meist auf der 
dienstlichen Erfahrung beruht und sich die 
Entscheidungen dementsprechend daran 
orientieren. Dies eröffnet vor allem für die 
Ersteinschreitenden mehr Spielraum für 
Unklarheiten und Unsicherheiten, die sich 
schließlich in nicht kindgerechten Prakti­
ken manifestieren können. 

Im Folgenden wird daher auf drei kon­
krete Bereiche eingegangen, welche sich 
im Rahmen des zweijährigen Forschungs­
projekts E­PROTECT als zentral für den 
Schutz von minderjährigen Opfern erwie­
sen haben: I. Kompetenzen und Fähigkei­
ten für die Befragung von minderjährigen 
Opfern, II. kindgerechte Räumlichkeiten, 
und III. Zusammenarbeit als wichtiges 
Fundament kindgerechter Justiz. 

4.2.1 Kompetenzen und Fähigkeiten 
für die Befragung von minderjährigen 
Opfern 
Ob sich Kinder sicher, gehört und unter­
stützt fühlen, hängt in erster Linie von den 
Personen ab, die mit ihnen interagieren und 
Entscheidungen über ihre Situation und 
ihr Wohlbefnden treffen (vgl. Guerreiro/ 
Sedletzki 2019, 70). Aus diesem Grund 
bedarf es zusätzlicher Trainings und Aus­
bildungen für die Befragung von minder­
jährigen Opfern, um sekundäre Viktimi­
sierung und Traumatisierung der Opfer zu 
vermeiden. Beispielsweise ist es essenziell, 
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dass die Person, die die Befragung durch­
führt, weiß, dass zeitliche Begriffe in der 
kindlichen Entwicklung noch nicht wie im 
Sprachgebrauch von Erwachsenen veran­
kert sind. Zeit kann und wird von Kindern 
anders wahrgenommen. Ohne dieses Wis­
sen können Aussagen eines Kindes falsch 
verstanden werden, was in weiterer Folge 
dazu führen kann, dass auch inadäquate 
Maßnahmen gesetzt werden. Aus diesem 
Grund sollten Ersteinschreiterinnen und 
Ersteinschreiter fachliches Knowhow be­
sitzen, insbesondere in den Gebieten der 
Entwicklungspsychologie, Traumapsycho­
logie und Gedächtnispsychologie. 

Ergänzt wird dieses Wissen durch eine 
Vielzahl an praktischem Knowhow, über 
welches die befragende Person verfügen 
sollte. Verschiedene Kommunikationstech­
niken sind hilfreich, um das Verständnis 
und den Vertrauensaufbau des Kindes zu 
fördern. Zudem kann mit der Hilfe von 
alternativen Kommunikationstechniken 
die Befragung an das Entwicklungsniveau 
des Kindes angepasst werden. Abhängig 
von Alter, Entwicklungsstand und Vor­
lieben des Kindes können Zeichnungen, 
Emotionskarten oder Rollenspiele mit 
Puppen als alternative Kommunikations­
mittel eingesetzt werden. (vgl. Guerreiro/ 
Sedletzki 2019, 57). 

Von großer Relevanz ist es auch, auf die­
ses Knowhow und auf die erlernten Kom­
munikationstechniken zurückzugreifen, 
wenn Polizistinnen und Polizisten minder­
jährige Opfer über ihr Recht auf Prozessbe­
gleitung informieren. Unsere Forschungs­
ergebnisse zeigen, dass diese auf das Kind 
abgestimmten Informationsgespräche oft 
im Stress der Situation untergehen. Es be­
steht ein Unterschied darin, ob nur infor­
miert wird, oder ob auch darauf geachtet 
wird, dass das Kind die Information auch 
verstanden hat (vgl. Amesberger/Haller 
2016). Da es sich bei der Prozessbegleitung 
um ein freiwilliges Angebot handelt, ist es 

umso wichtiger, dass ein minderjähriges 
Opfer versteht, was das Recht auf Prozess­
begleitung beinhaltet und was dessen Inan­
spruchnahme bedeutet. 

Wichtig für die Beweissicherung und 
das weitere Verfahren sind zudem Leit­
fäden zur Verfassung eines Befragungs­
protokolls. Unsere Forschungsergebnisse 
zeigen, dass dazu nur in wenigen Regionen 
Österreichs klare Vorschriften existieren. 
Praktikerinnen und Praktiker führen dazu 
an, dass Protokolle wörtlich aufgenom­
men werden sollten. Das bedeutet, dass die 
Frage und die Antwort separat zu erfassen 
sind. Ein Wortprotokoll trägt zur Wahr­
heitsfndung bei, da die Aussage und nicht 
die zusammengefasste, sinngemäß ver­
ständlich gemachte, durch Bewertungen 
gefärbte, Aussage der vernehmenden Per­
son protokolliert ist. Es kann zudem hilf­
reich sein, wenn die vernehmende Person 
ihre eigenen Wahrnehmungen über Auf­
fälligkeiten der befragten Person protokol­
liert (Scham, Schuldgefühle, Auffassung 
über die eigene Rolle etc.), damit diese In­
formationen vor einer weiteren Befragung 
ersichtlich sind.13 

Die zentrale Frage der individuellen 
Begutachtung beschäftigt sich damit, wie 
bestimmt wird, auf welche Schutzmaß­
nahmen ein minderjähriges Opfer An­
spruch hat. In der Praxis existieren da­
zu meist keine bzw. nicht praktikable 
Einsatzleitfäden, was dazu führt, dass 
überwiegend nach Erfahrung entschieden 
und gehandelt wird. Ein „Begutachtungs­
katalog“ für mögliche Schutzmaßnahmen 
wird von den befragten Praktikerinnen 
und Praktikern nicht für sinnvoll gehalten, 
da die Bedürfnisse von Opfern dermaßen 
heterogen sind, dass eine Checkliste ihnen 
niemals gerecht werden könnte. Viele der 
Seminarteilnehmerinnen und ­teilnehmer 
wünschten sich jedoch einen Handlungs­
leitfaden, welcher ihnen als Unterstüt­
zung dienen könnte, um sicherzustellen, 
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dass alle relevanten Faktoren in Betracht 
gezogen worden sind. 

Die im Rahmen des Projekts durchge­
führten vergleichenden Länderstudien 
zeigen, dass regelmäßige Schulungen, die 
von ständigen Weiterbildungsaktivitäten 
begleitet sind, eine wichtige Voraussetzung 
für kindgerechte Justiz darstellen. Diese 
Ausbildung bzw. Fortbildungen sollten 
verpfichtend für jene Personen sein, die 
minderjährige Opfer befragen. Obwohl es 
sinnvoll sein kann, spezielle Trainingsak­
tivitäten für eine Profession anzubieten, 
ist es essenziell, auch gemeinsame Fort­
bildungs­ bzw. Ausbildungsaktivitäten für 
verschiedene Berufsgruppen abzuhalten, 
um das Fundament für ein inter­ und multi­
disziplinäres Verständnis für den Schutz 
von minderjährigen Opfern zu legen. 

Eine Maßnahme, welche von Praktike­
rinnen und Praktikern in Österreich vorge­
schlagen wurde, um diese Maßnahmen in 
der Polizei sicherzustellen, würde die Um­
strukturierung der polizeilichen Organisa­
tion beinhalten: Es wäre wünschenswert, 
dass eine spezialisierte Einheit in der Poli­
zei für alle Kontakte mit Minderjährigen 
zuständig ist. Hierdurch würde sicherge­
stellt werden, dass alle Kinder – egal ob 
Beschuldigte oder Geschädigte – immer 
von einer Kinderabteilung der Polizei be­
treut werden. 

4.2.2 Kindgerechte Räumlichkeiten 
Kinder, wie auch Erwachsene, fühlen sich oft 
in den Räumlichkeiten der Strafjustiz nicht 
wohl. Um dem entgegenzuwirken, haben be­
reits einige Mitgliedstaaten Räumlichkeiten 
speziell für minderjährige Beteiligte im 
Strafverfahren eingerichtet. Ein Beispiel 
hierfür ist etwa das Barnahus Modell14 in 
Island (vgl. Guerreiro/Sedletzki 2019, 61). 

In Österreich sind kindgerechte Räum­
lichkeiten bei Polizei und Gericht eine 
Rarität. Die Andreasgasse in Wien stellt 
in diesem Zusammenhang ein österreichi­

sches best practice dar. Die Polizeistelle ist 
kinderfreundlich eingerichtet, besitzt ge­
mütliche Sitzgelegenheiten, Spielzeug für 
Kinder verschiedenen Alters und ist mit 
Kameras und Audiogeräten ausgestattet. 
Aufzeichnungen von Befragungen in der 
Andreasgasse können während der weite­
ren Strafermittlung als auch im Gerichts­
verfahren verwendet werden, ersetzen 
jedoch nicht die kontradiktorische Einver­
nahme bei Gericht. Das Team von Polizis­
tinnen, das in der Andreasgasse arbeitet, ist 
speziell für die Durchführung von Befra­
gungen von minderjährigen Opfern ausge­
bildet und muss für alle Befragungen von 
Opfern in Wien, die unter zehn Jahre alt 
sind, beigezogen werden. Auch beim Lan­
deskriminalamt Oberösterreich existie­
ren ähnliche Räumlichkeiten, welche mit 
bequemen Sitzgelegenheiten, Spielzeug, 
sowie beweglichen Kameras und Audioge­
räten ausgestattet sind. 

Obwohl die Andreasgasse in Österreich 
eine vielversprechende Praxis darstellt, gibt 
es noch Verbesserungspotenzial, insbeson­
dere in Bezug auf zwei Aspekte. Erstens 
sollte die Altersgrenze der Opfer, bei deren 
Befragung die speziell ausgebildeten Poli­
zistinnen beigezogen werden müssen, auf 
14 Jahre erhöht werden. Zweitens sollten 
die Polizistinnen der Andreasgasse länger 
in den Fall involviert sein und nicht nur bei 
der Befragung als Assistentinnen beigezo­
gen werden. Kindgerechte Räumlichkeiten 
sowie die zur Verfügung gestellten Spiele 
können Kindern ein Gefühl der Ruhe und 
Gelassenheit vermitteln. Ein großer Ein­
fussfaktor auf das Kindeswohl ist jedoch 
auch die Haltung der Polizistinnen und 
Polizisten gegenüber dem Kind, hier vor 
allem der Person, welche die Befragung 
durchführt. Ein Zusammenwirken der ver­
schiedenen kindgerechten Gegebenheiten 
kann schließlich dazu führen, dass Kinder 
das rechtlich erforderliche Prozedere mög­
lichst angstfrei durchlaufen können. 
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4.2.3 Zusammenarbeit als wichtiges 
Fundament kindgerechter Justiz 
Eine wesentliche Voraussetzung für gut 
funktionierenden Opferschutz sowie für 
effektive Ermittlungs­ und Informations­
prozesse ist die Zusammenarbeit. Eine gut 
funktionierende multidisziplinäre und be­
reichsübergreifende Zusammenarbeit kann 
Kinder wirksamer vor sekundärer Viktimi­
sierung schützen. Insbesondere eine opti­
male Weiterleitung und ­vermittlung an 
andere Institutionen kann mehrfache Be­
fragungen und sich wiederholende Tests 
vermindern und sich so positiv auf die 
minderjährigen Opfer auswirken. 

Zusammenarbeit beinhaltet, dass ver­
schiedene Meinungen zu einem Fall ein­
geholt werden und Expertise aus unter­
schiedlichen Bereichen gebündelt zum 
Einsatz kommt. Beispielsweise konzen­
trieren sich Sozialarbeiterinnen und So­
zialarbeiter eher auf psychosoziale Fak­
toren, während der Fokus von Polizei und 
Justiz eher auf operativen und rechtlichen 
Dimensionen des Falles liegt, die wiede­
rum zum Schutz des Opfers und zu einer 
Verurteilung der Täterin bzw. des Täters 
beitragen. Durch das Einbeziehen von Ex­
pertise der verschiedenen Berufsgruppen 
können die vielseitigen Faktoren, die die 
Situation des Kindes beeinfussen, besser 
berücksichtigt werden. Zudem ermöglicht 
die Zusammenarbeit den Praktikerinnen 
und Praktikern die ganzheitliche Wahr­
nehmung der Lebenswelt und Bedürfnisse 
des Kindes. Praktikerinnen und Praktiker 
können sich als Teil des persönlichen Um­
feldes des Kindes verstehen und hierdurch 
nicht nur besser auf die Bedürfnisse des 
Kindes, sondern auch auf die Bedürfnisse 
des relevanten Umfelds des Kindes (Fami­
lie, Freunde, Schule etc.) eingehen. 

Multidisziplinare und bereichsübergrei­
fende Zusammenarbeit wird jedoch oft 
nicht als Priorität wahrgenommen, da der 
weitreichende Nutzen oft nicht unmittelbar 

klar zu erkennen ist. Häufg mangelt es an 
der Bereitstellung fnanzieller Ressourcen 
und in Folge dessen am persönlichen En­
gagement, multidisziplinäre und bereichs­
übergreifende Zusammenarbeit aktiv zu 
forcieren. Zusammenarbeit sollte jedoch 
auf formeller und informeller Ebene, 
fallabhängig und fallunabhängig, auf 
mehreren Hierarchieebenen stattfinden. 
Hierfür zeigt sich ein „Überbau“ für die 
Vernetzung praktikabel, also eine Stelle, 
welche die Treffen organisiert und koor­
diniert. Auch innerhalb von einer Institu­
tion bzw. Organisation ist es zielführend, 
eine Person mit der internen Koordination 
zu beauftragen. Klare Zuständigkeiten 
und Verantwortlichkeiten erleichtern die 
Koordination der Zusammenarbeit (vgl. 
Guerreiro/Sedletzki 2019, 23 ff). 

5. CONCLUSIO: DIE ROLLE DER 
POLIZEI IN DER UMSETZUNG 
KINDGERECHTER JUSTIZ 
Wie kann die Polizei dazu beitragen, die 
Justiz in Österreich kindgerechter zu ge­
stalten? Der Frage, wie kindgerechte Justiz 
konzipiert sein muss und was es für deren 
Umsetzung benötigt, wurde im Projekt 
E­PROTECT in den letzten zwei Jahren 
nachgegangen. Im Rahmen von Interviews 
und Gruppendiskussionen mit Praktiker­
innen und Praktikern in fünf EU­Mitglied­
staaten wurde insbesondere thematisiert, 
wie minderjährige Opfer im Strafverfah­
ren aktuell geschützt werden und wie die 
derzeitigen Praktiken verbessert werden 
können. 

Die Ergebnisse zeigen, dass Opferrechte 
in Österreich zwar sehr gut entwickelt sind, 
ihre Systematik jedoch äußerst kompliziert 
ist. Verbesserungsbedarf besteht vor allem 
in der Gewährleistung der Rechte minder­
jähriger Opfer in der Praxis. Zudem sollte 
auf rechtlicher Ebene festgelegt werden, 
von wem die „individuelle Begutach­
tung“ durchgeführt werden soll sowie über 
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welche Kenntnisse und Fähigkeiten die Per­
son verfügen soll, welche die Bedürfnisse 
des minderjährigen Opfers ermitteln soll. 

In der Praxis obliegt die individuelle 
Begutachtung, also die Entscheidung, ob 
ein Opfer besonderen Schutzbedarf hat 
sowie auf welche Schutzmaßnahmen ein 
Opfer Anspruch haben soll, oft der Polizei 
als erste Kontaktstelle. Aus diesem Grund 
kommt der Polizei im Rahmen des Schut­
zes minderjähriger Opfer eine zentrale 
Rolle zu. Obwohl in Österreich bereits 
sehr gute Praktiken vorhanden sind – etwa 
die Andreasgasse in Wien –, ist es nicht in 
ganz Österreich sichergestellt, dass Befra­
gungen von minderjährigen Opfern nur 
von besonders geschulten Polizistinnen 
und Polizisten geführt werden. 

Für die Durchführung der Erstbefragung 
wird eine spezielle Ausbildung in den 
Bereichen der Entwicklungspsychologie, 
Traumapsychologie und Gedächtnispsy­
chologie, aber auch in Gesprächsführung 
und Kommunikationstechniken, etwa 
bzgl. alternativer Kommunikationsmittel, 
wie Zeichnungen, Emotionskarten oder 

Rollenspiele mit Puppen, benötigt. Wissen 
darüber, wie das Recht auf Prozessbeglei­
tung erklärt werden kann, sowie welche 
Aspekte in die individuelle Begutachtung 
miteinbezogen werden müssen, ist essen­
ziell, um sicherzustellen, dass die Rechte 
minderjähriger Opfer gewahrt werden. 
Weiters benötigt es klare Regelungen, wo­
rauf bei einem Protokoll einer Befragung 
eines minderjährigen Kindes zu achten ist. 
Zudem schaffen kinderfreundliche Räum­
lichkeiten eine Atmosphäre der Sicherheit 
und tragen damit präventiv gegen eine Re­
Traumatisierung des Erlebten während der 
Befragung bei. Solche Räume sind jedoch 
noch immer eine Rarität in Österreich. 

Die umfassende Erhebung der Bedürf­
nisse eines minderjährigen Opfers braucht 
das Bemühen aller im Prozess beteiligter 
Personen und Organisationen. Die Polizei 
ist im ersten Einschreiten sowie im Ermitt­
lungsverfahren zentrale Akteurin kindge­
rechter Justiz und legt damit den Grund­
stein für eine gelingende multidisziplinäre 
und bereichsübergreifende Zusammen­
arbeit im Opferschutz Minderjähriger.15 

https://Minderj�hriger.15
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1 Insgesamt wurden im ersten Jahr des Projekts 

dreizehn Forschungsberichte erstellt: Sechs Stu-

dien zur rechtlichen Umsetzung der Opferschutz-

Richtlinie in Bulgarien, Österreich, Rumänien, 

Griechenland und Italien; ein paneuropäischer 

Bericht über die Rechtslage in Deutschland, 

Finnland, Portugal, Spanien sowie England 

und Wales; eine rechtsvergleichende Studie der 

Länderberichte; sechs Studien zur Umsetzung 

der individuellen Begutachtung in der Pra-

xis in Bulgarien, Österreich, Rumänien, Grie-

chenland, Italien; ein paneuropäischer Bericht 

über die Umsetzung in Deutschland, Finnland, 

Portugal, Spanien sowie England und Wales. 

Alle Berichte sind online auf der Projektwebseite 

www.childprotect.eu verfügbar. 
2 Die deutsche Version der Methode ist auf der 

Webseite von VICESSE verfügbar: https://www. 

vicesse.eu/news/eprotect. 
3 Für eine detailliertere Ausarbeitung der Ent-

wicklung von Opferrechten siehe Sautner 2017. 
4 Mit diesem Gesetz setzte Österreich auch den 

Rahmenbeschluss 2001/220/JI des Rates über die 

Stellung des Opfers im Strafverfahren aus dem 

Jahr 2001 um. 
5 Bundesgesetz, mit dem die Strafprozessord-

nung 1975 neu gestaltet wird, BGBl. I Nr. 

19/2004. 
6 Etwa hat Deutschland durch das 3. Opferrechts-

reformgesetz die Opferschutz-Richtlinie umge-

setzt und hierbei bei der Kodifzierung des Rechts 

auf psychosoziale Prozessbegleitung auf die 

österreichischen Erfahrungen zurückgegriffen. 
7 Durch das Gewaltschutzgesetz 2009 wurden 

diese Bestimmungen auch auf Opfer in einem 

Zivilprozess ausgedehnt. Siehe weiter Anzenberger 

2014. 
8 Die Legaldefnition von Opfer gem. § 65 Abs. 1 

StPO teilt Opfer in drei Kategorien ein: beson-

ders betroffene Opfer (lit. a); bestimmte Ange-

hörige einer Person, dessen Tod durch eine 

Straftat herbeigeführt wurde (lit. b) und andere 

Personen, die durch eine Straftat einen Scha-

den erlitten haben könnten (lit. c). Gem. § 66 

Abs. 2 StPO haben nur Opfer, die unter die 

lit. a und b fallen, Anspruch auf kostenlose Pro-

zessbegleitung soweit zur Wahrnehmung ihrer 

prozessualen Rechte „unter großmöglichster Be-

dachtnahme auf ihre persönliche Betroffenheit 

erforderlich ist“. Dies bedeutet, dass beispiels-

weise Kinder, die kein direktes Opfer, aber Zeuge 

häuslicher Gewalt waren, von diesem Anspruch 

nicht erfasst werden (§ 66 Abs. 2 StPO). 
9 Jedoch geht Kier davon aus, dass das erhöhte 

Vorliegen eines Kriteriums, das reduzierte Vor-

liegen eines anderen ausgleichen sollte (Kier 

2016). 
10 Viele Opferschutzexpertinnen und -experten 

kritisieren diese Bestimmung, da sie nur jene 

Fälle erfasst, die in Wohnungen passieren. Auch 

der Erlass des Bundesministeriums für Justiz 

(Bundesministeriums für Justiz 2016) klärt, dass 

diese Bestimmung nur Opfer erfasst, welche mit 

dem mutmaßlichen Täter im selben Haushalt 

wohnen. 
11 In der StPO sind spezielle Schutzmaßnahmen 

für bestimmte vulnerable Gruppen defniert. 
12 Siehe Stellungnahmen zum Strafprozessrechts-

änderungsgesetz I 2016 (u.a. Fachstelle für Pro-

zessbegleitung Kinder und Jugendliche 2016). 
13 Wichtig ist jedoch, dass die befragende Person 

keine psychologische Einschätzungen vornehmen 

darf. 
14 Das „Barnahus“ wurde, ausgehend von Island, 

während der letzten zwanzig Jahre entwickelt 

und existiert mittlerweile in einigen EU-Mit-

gliedstaaten. Das Hauptziel des Modells be-

steht darin, eine einrichtungsübergreifende und 

interdisziplinäre, standardisierte und kindge-

rechte Vorgehensweise zu konstituieren, um die 

Retraumatisierung von minderjährigen Opfern 

bestmöglich zu vermeiden. Ein zentraler Aspekt 

hierfür ist, ein gemeinsames Kompetenz- und 

Versorgungszentrum für Kinder zu schaffen, 

die Opfer von Gewalt geworden sind. In diesen 

„Kinderhäusern“ (Barnahus) werden alle für 

das Ermittlungsverfahren notwendigen Schritte 

durch speziell geschultes Fachpersonal aus den 

jeweiligen Bereichen in kindgerechten Räumlich-

keiten wahrgenommen. 
15 Dieser Beitrag wurde im Rahmen des Pro-

jekts „Enhancing the Protection of Children – 

https://www
www.childprotect.eu
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Victims of Crime“ (E-PROTECT) verfasst. Das 

Projekt wird vom Justizprogramm der Europä-

ischen Union (2014–2020) im Rahmen des Grant 

Agreement Nr. 760270 fnanziert. Der Inhalt die-

ser Veröffentlichung gibt nur die Meinung der 

Autorinnen wieder und liegt in ihrer alleinigen 

Verantwortung. Die Europäische Kommission 

übernimmt keine Verantwortung für die Verwen-

dung der darin enthaltenen Informationen. 
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